
 

 

Fassung vom 21. Oktober 2026 

Satzung 

der 

Innok Robotics Group AG 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma 

Die Gesellschaft führt die Firma Innok Robotics Group AG. 

§ 2 Sitz 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Regenstauf. 

§ 3 Gegenstand des Unternehmens 

3.1 Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung, Fertigung und der Vertrieb von 
Servicerobotern und deren Hardware- sowie Softwarekomponenten, die Erbringung von 
Ingenieurdienstleistungen und Beratung sowie alle damit zusammenhängenden Hilfs- und 
Nebengeschäfte. 

3.2 Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Förderung 
des Gegenstands des Unternehmens der Gesellschaft notwendig und/oder nützlich 
erscheinen. Sie kann bebaute und unbebaute Grundstücke sowie grundstücksgleiche 
Rechte erwerben und veräußern. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, andere 
Unternehmen im In- und Ausland zu errichten, zu erwerben und sich an solchen zu 
beteiligen; sie kann Unternehmen, an denen sie beteiligt ist, ganz oder teilweise unter 
einer einheitlichen Leitung zusammenfassen, sich auf die Verwaltung der Beteiligungen 
ganz oder teilweise beschränken und sie durch Verkauf oder in sonstiger Weise 
verwerten. Sie kann ferner ihren Betrieb ganz oder teilweise Unternehmen, an denen sie 
beteiligt ist, überlassen. Die Gesellschaft kann ihren Unternehmensgegenstand 
unmittelbar oder durch Konzern- oder Beteiligungsgesellschaften einschließlich 
Gemeinschaftsunternehmen verwirklichen. Die Gesellschaft ist berechtigt, im In- und 
Ausland Zweigniederlassungen zu errichten und zu schließen. Sie ist auch zum Abschluss 
von Unternehmensverträgen jeglicher Art berechtigt. 

§ 4 Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 5 Dauer der Gesellschaft 

Die Gesellschaft ist für unbestimmte Zeit errichtet. 

§ 6 Bekanntmachungen 

6.1 Gesellschaftsblatt im Sinne des § 25 AktG ist ausschließlich der Bundesanzeiger. 

6.2 Die Gesellschaft ist zur Übermittlung von Informationen an die Aktionäre im Wege der 
Datenübertragung berechtigt. 



 

 

6.3 Bekanntmachungen, die nicht aufgrund Gesetzes oder der Satzung anderweitig bekannt 
zu machen sind (freiwillige Bekanntmachungen), können im Bundesanzeiger oder auf 
einer Website der Gesellschaft erfolgen. 

II. Grundkapital und Aktien 

§ 7 Grundkapital 

7.1 Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 250.000,00. 

7.2 Das Grundkapital ist eingeteilt in 250.000 Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie. 

7.3 Der Vorstand ist für die Dauer von fünf Jahren ab Eintragung der Gesellschaft in das 
Handelsregister ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis zu EUR 125.000 gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 125.000 neuen, auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2023/1). Die neuen Aktien sind 
ab Beginn des Geschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
gefasst worden ist, gewinnberechtigt. Das Bezugsrecht der Aktionäre kann 
ausgeschlossen werden. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der 
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der 
Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital jeweils anzupassen. 

7.4 Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien 
abweichend von § 60 AktG geregelt werden. Dies gilt auch bei der Ausgabe neuer Aktien 
im Wege der Ausnutzung eines genehmigten Kapitals. 

§ 8 Inhaberaktien, Form der Aktienurkunden 

8.1 Die Aktien lauten auf den Inhaber. Dies gilt auch bei Kapitalerhöhungen, falls nichts 
anderes beschlossen wird. 

8.2 Die Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine 
bestimmt der Vorstand. Das Gleiche gilt für Schuldverschreibungen und Zinsscheine. 

8.3 Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen, soweit nicht 
eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die 
Aktie zugelassen ist. Ebenso ist der Anspruch des Aktionärs auf Ausgabe von 
Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen ausgeschlossen. Die Aktien werden in einer 
oder mehreren Sammelurkunden verbrieft, die bei den in § 10 Abs. 1 Nr. 2 AktG genannten 
Stellen zu hinterlegen sind. 

III. Vorstand 

§ 9 Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

9.1 Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Dies gilt auch 
für den Fall, dass das Grundkapital der Gesellschaft den Betrag von EUR 3.000.000,00 
übersteigt. Der Aufsichtsrat bestimmt die Zahl, den Aufgabenkreis und die Amtszeit der 
Mitglieder des Vorstands. Er kann einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden 
Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es können auch stellvertretende 
Vorstandsmitglieder bestellt werden. 



 

 

9.2 Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand, in der auch die 
Geschäftsverteilung innerhalb des Vorstands geregelt wird. 

§ 10 Vertretung der Gesellschaft 

10.1 Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, wird die Gesellschaft durch dieses Mitglied allein 
vertreten. Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei 
Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen 
vertreten. 

10.2 Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne Vorstandsmitglieder allein zur Vertretung 
der Gesellschaft befugt sind. Ferner kann er Vorstandsmitglieder von dem Verbot der 
Mehrfachvertretung gemäß § 181 Alt. 2 BGB befreien. § 112 AktG bleibt unberührt. 

§ 11 Geschäftsführung 

11.1 Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Er führt die Geschäfte der 
Gesellschaft nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften, dieser Satzung und der 
Geschäftsordnung. 

11.2 Sofern der Vorstand aus mehr als einem Mitglied besteht, leitet jedes Vorstandsmitglied 
unbeschadet der Gesamtverantwortung des Vorstands den ihm durch die innerhalb der 
Geschäftsordnung geregelte Geschäftsverteilung zugewiesenen Geschäftsbereich 
selbstständig. 

11.3 Der Aufsichtsrat bestimmt in der Geschäftsordnung für den Vorstand, dass bestimmte 
Arten von Geschäften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen. Der 
Aufsichtsrat kann die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften 
widerruflich allgemein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten 
Anforderungen genügt, im Voraus erteilen. 

IV. Aufsichtsrat 

§ 12 Zusammensetzung, Amtsdauer und Ausgestaltung 

12.1 Der Aufsichtsrat besteht aus 5 Mitgliedern. 

12.2 Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung 
gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der 
Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht 
mitgerechnet. Wiederbestellungen sind zulässig. Die Hauptversammlung kann auch eine 
kürzere Amtszeit bestimmen. Scheidet ein von der Hauptversammlung gewähltes Mitglied 
vor Ablauf seiner Amtsdauer aus dem Aufsichtsrat aus, so gilt die Bestellung bzw. Wahl 
des Nachfolgers nur für den Rest der Amtsdauer des Ausgeschiedenen, soweit das 
Gericht bzw. die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend 
festlegt. 

12.3 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats oder den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung jederzeit mit einer Frist 
von einem Monat niederlegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende – oder bei Niederlegung 
durch den Vorsitzenden der Stellvertreter – kann auf die Einhaltung der Frist verzichten 
oder diese verkürzen. Die Möglichkeit der Niederlegung des Amts mit sofortiger Wirkung 
bei Vorliegen eines wichtigen Grunds bleibt unberührt. 



 

 

§ 13 Vorsitzender und Stellvertreter 

13.1 Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, mit deren Ablauf das Amt 
des vorherigen Aufsichtsratsvorsitzenden endete oder wenn aus sonstigen Gründen kein 
Aufsichtsratsvorsitzender bestimmt ist, in einer ohne besondere Einberufung 
stattfindenden Sitzung oder durch Beschlussfassung außerhalb einer Sitzung aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Sitzung bzw. die Beschlussfassung 
wird von dem an Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglied geleitet. Die Amtszeit des 
Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit bei der Wahl nicht eine kürzere 
Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglieder des Aufsichtsrats. 

13.2 Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden in dessen Namen von dem Vorsitzenden 
und in dessen Verhinderungsfall (dies umfasst auch Urlaubsabwesenheiten) vom 
stellvertretenden Vorsitzenden abgegeben. Entsprechendes gilt für die Entgegennahme 
von Erklärungen, die an den Aufsichtsrat gerichtet sind. 

13.3 Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat nur dann die gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist. 

13.4 Andere Änderungen in der Zusammensetzung des Aufsichtsrats, wenn nicht der 
Vorsitzende oder der Stellvertreter ausscheidet, erfordern keine Neuwahl des 
Vorsitzenden oder Stellvertreters. Ihre Amtszeit wird dadurch nicht beeinflusst. 

§ 14 Beschlüsse 

14.1 Für Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner 
Ausschüsse gelten die nachfolgenden Bestimmungen; in einer Geschäftsordnung können 
ergänzende Bestimmungen getroffen werden. 

14.2 Aufsichtsratsbeschlüsse werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Außerhalb von 
Sitzungen können Aufsichtsratsbeschlüsse auch schriftlich, fernmündlich oder durch 
andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung (etwa durch Telefax, per E-Mail oder 
im Rahmen einer Videokonferenz) oder auf Anordnung des Vorsitzenden durch eine 
kombinierte Beschlussfassung erfolgen. Ein Widerspruchsrecht der Mitglieder des 
Aufsichtsrats gegen die vorgenannten Formen der Beschlussfassung besteht nicht. 

14.3 Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden unter Angabe der 
Tagesordnung mit einer Frist von 14 Tagen in Textform im Sinne des § 126b BGB 
einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung 
und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. Sofern dem Aufsichtsrat Unterlagen 
übersandt werden, müssen diese spätestens sieben Tage vor der Sitzung oder der 
Beschlussfassung zugehen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist 
angemessen abkürzen und per E-Mail, mündlich, fernmündlich oder telegrafisch 
einberufen. Zwischen dem Tag der Einberufung und dem Tag der Sitzung sollen auch in 
dringenden Fällen mindestens drei Tage liegen. 

14.4 Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Aufsichtsratsvorsitzenden, im Falle seiner 
Verhinderung von seinem Stellvertreter geleitet. Der Vorsitzende bestimmt die 
Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art 
und Reihenfolge der Abstimmungen. Zu Gegenständen der Tagesordnung, die nicht 
rechtzeitig bekannt gegeben worden sind, kann nur Beschluss gefasst werden, wenn kein 
Mitglied dem Verfahren widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall 
innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden angemessenen Frist Gelegenheit zu 
geben, der Beschlussfassung nachträglich zu widersprechen. 

14.5 An den Sitzungen des Aufsichtsrats sollen die Mitglieder des Vorstands auf Einladung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden teilnehmen. Der Aufsichtsrat kann zu seinen Sitzungen auch 



 

 

Sachverständige und Aufsichtspersonen zur Beratung über einzelne Gegenstände 
hinzuziehen. 

14.6 Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 
eingeladen sind und wenn die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder, aus denen er 
nach Gesetz oder Satzung zu bestehen hat, mindestens jedoch drei Mitglieder, an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung 
teil, wenn es sich in den Abstimmungen der Stimme enthält. Abwesende 
Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung teilnehmen, dass sie 
schriftliche Stimmabgaben durch andere Aufsichtsratsmitglieder überreichen lassen. 

14.7 Soweit das Gesetz oder die Satzung keine größere Mehrheit bestimmen, bedürfen 
Beschlüsse des Aufsichtsrats der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Dies gilt auch bei Wahlen. 

14.8 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Sitzungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift über 
schriftlich, fernmündlich, per Telefax, E-Mail, Videokonferenz oder in einer kombinierten 
Beschlussfassung gefasste Beschlüsse hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder der 
gewählte Leiter der Beschlussfassung zu unterzeichnen und allen 
Aufsichtsratsmitgliedern zuzuleiten. 

§ 15 Geschäftsordnung und Änderungen der Satzungsfassung 

15.1 Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser 
Satzung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung. 

15.2 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren 
Fassung betreffen, insbesondere auch Änderungen der Angaben über das Grundkapital 
entsprechend dem jeweiligen Umfang der Kapitalerhöhungen aus bedingtem und 
genehmigtem Kapital bzw. der Kapitalherabsetzungen auf Grund der Einziehung von 
Aktien. 

§ 16 Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

16.1 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Erstattung ihrer Auslagen eine 
jährliche feste Vergütung. Über die Höhe der Vergütung entscheidet die 
Hauptversammlung. Die Festsetzung gilt, bis die Hauptversammlung etwas anderes 
beschließt. 

16.2 Die Vergütung ist nach Ablauf des jeweiligen Geschäftsjahres zu zahlen. 

16.3 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner die auf ihre Vergütung und den Ersatz von 
Auslagen entfallene Umsatzsteuer. 

16.4 Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht während eines vollen Geschäftsjahres 
angehört haben, erhalten die Vergütung für das Geschäftsjahr, in welchem die 
Aufsichtsratszugehörigkeit beginnt und/oder endet, zeitanteilig. Gleiches gilt, wenn ein 
Geschäftsjahr nicht ein volles Kalenderjahr umfasst. 

16.5 Die Gesellschaft ist berechtigt, die Mitglieder des Aufsichtsrats auf Kosten der 
Gesellschaft in angemessenem Umfang gegen gesetzliche Haftungsrisiken ihrer 
Aufsichtsratstätigkeit zu versichern. 



 

 

§ 17 Verschwiegenheitspflicht der Aufsichtsratsmitglieder 

Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt geworden sind, haben die 
Aufsichtsratsmitglieder – auch nach dem Ausscheiden aus ihrem Amt – Stillschweigen zu 
bewahren. Bei Sitzungen des Aufsichtsrats anwesende Personen, die nicht 
Aufsichtsratsmitglieder sind, sind zur Verschwiegenheit ausdrücklich zu verpflichten, 
soweit eine solche Verpflichtung nicht schon besteht. 

V. Hauptversammlung 

§ 18 Ort und Einberufung / Bild- und Tonübertragung / virtuelle Hauptversammlung 

18.1 Die Hauptversammlung wird von dem Vorstand oder, in den gesetzlich vorgeschriebenen 
Fällen, durch den Aufsichtsrat einberufen. Sie findet nach Wahl des einberufenden Organs 
am Sitz der Gesellschaft, in Regensburg oder am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse 
statt. 

18.2 Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch Bekanntmachung in den 
Gesellschaftsblättern. Die Einberufung muss mindestens dreißig Tage vor dem Tag, bis 
zu dessen Ablauf sich die Aktionäre gemäß dieser Satzung vor der Hauptversammlung 
anzumelden haben, bekannt gemacht werden. 

18.3 Der Vorstand kann in der Einberufung der Hauptversammlung vorsehen, dass Aktionäre 
ihre Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im 
Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch 
ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. 

18.4 Der Vorstand ist weiter ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung 
auch ohne Anwesenheit an einem anderen Ort und ohne einen Bevollmächtigten 
teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können (elektronische Teilnahme). Der Vorstand 
ist auch ermächtigt, Bestimmungen zu Umfang und Verfahren der Teilnahme und 
Rechtsausübung nach Satz 1 und 2 zu treffen. 

18.5 Die Hauptversammlung kann auszugsweise oder vollständig in Bild und Ton übertragen 
werden. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit 
uneingeschränkt Zugang hat. Der Vorstand entscheidet über Form, Umfang und 
gegebenenfalls über Zugangsbeschränkungen der Übertragung. Die Form der 
Übertragung ist in der Einberufung bekannt zu geben. 

18.6 Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 30. September 2031 die 
Hauptversammlung auch als Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 
ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung (virtuelle Hauptversammlung) 
einzuberufen sowie die Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren einer solchen 
virtuellen Hauptversammlung zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der 
Hauptversammlung bekannt gemacht. 

§ 19 Recht zur Teilnahme 

19.1 Aktionäre sind zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts berechtigt, wenn sie sich vor der Hauptversammlung angemeldet haben. 

19.2 Die Anmeldung muss der Gesellschaft oder den sonst in der Einladung bezeichneten 
Stellen in Textform in deutscher oder englischer Sprache mindestens sechs Tage vor der 



 

 

Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere in Tagen bemessene 
Frist vorgesehen werden. 

19.3 Die Aktionäre müssen des Weiteren die Berechtigung zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Hierfür reicht ein 
Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 
Sprache durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis muss 
sich auf einen gemäß den gesetzlichen Vorgaben für börsennotierte Gesellschaften in der 
Einladung zu bestimmenden Zeitpunkt beziehen und der Gesellschaft oder einer der sonst 
in der Einladung bezeichneten Stellen mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung 
zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere in Tagen bemessene Frist vorgesehen 
werden. Die Regelungen dieses Absatzes gelten nur dann, wenn die Aktien der 
Gesellschaft girosammelverwahrt werden. 

19.4 Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
eine Teilnahme an der Hauptversammlung auch im Wege der Bild- und Tonübertragung 
gestattet, wenn ihnen aufgrund rechtlicher Einschränkungen, ihres Aufenthalts im 
Ausland, ihres notwendigen Aufenthalts an einem anderen Ort im Inland oder aufgrund 
einer unangemessenen Anreisedauer die physische Präsenz am Ort der 
Hauptversammlung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich wäre oder wenn die 
Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird. 

§ 20 Vorsitz in der Hauptversammlung 

20.1 Die Leitung der Hauptversammlung obliegt dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder 
einem von ihm bestimmten anderen Aufsichtsratsmitglied. Für den Fall, dass weder der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats den 
Vorsitz übernimmt, wird der Versammlungsleiter durch die in der Hauptversammlung 
anwesenden Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre mit einfacher Mehrheit der Stimmen 
gewählt. Wird der Versammlungsleiter nicht durch die anwesenden 
Aufsichtsratsmitglieder gewählt oder ist kein Aufsichtsratsmitglied anwesend, wird der 
Versammlungsleiter durch die Hauptversammlung gewählt. 

20.2 Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der 
Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. Er 
kann sich hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Unterstützung von 
Hilfspersonen bedienen. 

20.3 Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 
angemessen beschränken; er ist insbesondere ermächtigt, zu Beginn der 
Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen des Verlaufs der 
Hauptversammlung, der Aussprache zu einzelnen Tagesordnungspunkten sowie eines 
einzelnen Rede- oder Fragebeitrags angemessen zu beschränken. Das schließt 
insbesondere auch die Möglichkeit ein, erforderlichenfalls die Wortmeldeliste vorzeitig zu 
schließen und den Schluss der Debatte anzuordnen. 

§ 21 Beschlussfassung 

21.1 Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

21.2 Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche 
Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, 
sofern das Gesetz außer der Stimmmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der 
einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt. 



 

 

21.3 Bei Wahlen, in denen der Versammlungsleiter entscheidet, mehrere Kandidaten 
gleichzeitig in einem Wahlvorgang zur Abstimmung zu stellen, gilt derjenige als gewählt, 
der die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

21.4 Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der 
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft bedürfen der Textform, wenn in der Einberufung nicht eine Erleichterung 
bestimmt wird. Die Einzelheiten für die Erteilung von Vollmachten, ihren Widerruf und 
Nachweis werden zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
gemacht. Zwingende gesetzliche Bestimmungen bleiben unberührt. 

VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 22 Jahresabschluss 

22.1 Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Frist den Jahresabschluss sowie, wenn 
gesetzlich erforderlich, den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen 
und unverzüglich dem Aufsichtsrat und, soweit die Gesellschaft gesetzlich prüfpflichtig ist 
oder eine freiwillige Prüfung erfolgt, dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. 
Zugleich hat er dem Aufsichtsrat seinen Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns 
zur Prüfung vorzulegen. 

22.2 Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Beträge bis 
zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. Sie sind 
darüber hinaus berechtigt, weitere Beträge bis zu einem weiteren Viertel des 
Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, wenn die anderen 
Rücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder soweit sie nach Einstellung 
die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen würden. 

§ 23 Ordentliche Hauptversammlung / Gewinnverwendung 

23.1 Innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist findet alljährlich eine ordentliche 
Hauptversammlung statt. 

23.2 Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten 
Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann anstelle oder neben einer 
Barausschüttung eine Verwendung des Bilanzgewinns im Wege der Sachausschüttung 
beschließen. 

23.3 Die Hauptversammlung kann in dem Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns 
weitere Beträge in Gewinnrücklagen einstellen oder als Gewinn vortragen. 

23.4 Nach Ablauf des Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats im 
Rahmen des § 59 AktG einen Abschlag auf den voraussichtlichen Bilanzgewinn an die 
Aktionäre zahlen. 

VII. Schlussbestimmungen 

§ 24 Gründungsaufwand 

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Gerichts- und Notarkosten 
einschließlich Kosten der Veröffentlichung sowie sonstige Rechts- und 
Steuerberatungskosten bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 7.000,00. 



 

 

§ 25 Gerichtsstand 

Durch Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischenscheinen unterwirft sich der 
Aktionär für alle Streitigkeiten mit der Gesellschaft oder deren Organen dem ordentlichen 
Gerichtsstand der Gesellschaft, soweit dem nicht zwingend gesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen. Ausländische Gerichte sind für solche Streitigkeiten nicht zuständig. 


